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I. EINLEITUNG

1. UNTERSUCHUNGSGEGENSTAND UND PROBLEMSTELLUNGEN 

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit betrieblicher Sozialpolitik nach 
1945 wurde von der Unternehmensgeschichtsforschung bisher weitgehend ver-
nachlässigt. Während die Entwicklung der staatlichen Sozialpolitik nach dem 
Zweiten Weltkrieg in vielfältiger Hinsicht untersucht ist, liegen für die betriebliche 
Sozialpolitik nach 1945 nur wenige Fallstudien vor, die sich entweder mit Einzel-
aspekten befassen oder das Thema als einen Randaspekt der Unternehmensent-
wicklung berücksichtigen. Damit wird der gesellschaftspolitischen Bedeutung der 
betrieblichen Sozialpolitik, ihrer Relevanz für die historische Forschung und auch 
der Rolle, die sie im Zeitverlauf für den Unternehmenserfolg einnimmt, nicht aus-
reichend Rechnung getragen. Thomas Welskopp bemängelte bereits 1994, dass „für 
viele Branchen die Fragen nach der Beziehung zwischen allgemeiner Unterneh-
menspolitik und betrieblicher Sozialpolitik, deren Funktionen, Zielsetzungen, Vo-
lumen, Verteilung und Wirkungen sowie nach der Konsequenz, mit der die Unter-
nehmen ihre Zielsetzungen verfolgten, weiterhin ebenso offen für zukünftige For-
schung [bleiben] wie die Frage nach den Ursachen und Formen der Verschiebungen 
zwischen den Einrichtungen und Leistungen betrieblicher Sozialpolitik unter wech-
selnden Rahmenbedingungen“.1 Daran hat sich bis heute nicht viel geändert. 

Angesichts der Aktualität des Themas und der großen Bedeutung, die der cor-
porate social responsibility heute in Unternehmen und in der Gesellschaft zuge-
schrieben wird, erstaunt dies.2 Erst in jüngerer Zeit besteht zunehmendes Interesse 
an der betrieblichen Sozialpolitik von Unternehmen nach 1945, wie einige vor kur-
zem abgeschlossene Dissertationsprojekte zeigen. So hat sich Ute Engelen an der 
Universität Bielefeld in einer komparativen Untersuchung mit dem Wandel der 
betrieblichen Sozialpolitik am Beispiel des deutschen Volkswagenwerks in Wolfs-
burg und des französischen Automobilunternehmens Automobiles Peugeot in So-
chaux von 1944 bis 1978 befasst.3 Rüdiger Gerlach stellte in einem historischen 
Systemvergleich am Zentrum für Zeithistorische Forschung in Potsdam die betrieb-
lichen Sozialleistungen der Volkswagenwerk AG denjenigen des VEB Sachsenring 

1  Vgl. Welskopp, Thomas: Betriebliche Sozialpolitik im 19. und frühen 20. Jahrhundert. Eine 
Diskussion neuerer Forschungen und Konzepte und eine Branchenanalyse der deutschen und 
amerikanischen Eisen- und Stahlindustrie von den 1870er bis zu den 1930er Jahren, in: Archiv 
für Sozialgeschichte 34, 1994, S. 349. 

2  Vgl. Backhaus-Maul, Holger / Biedermann, Christiane / Nährlich, Stefan / Polterauer, Judith 
(Hg.): Corporate Citizenship in Deutschland. Gesellschaftliches Engagement von Unterneh-
men.	Bilanz	und	Perspektiven.	2.	Aufl.,	Wiesbaden	2010,	S.	22	f.	

3  Engelen, Ute: Demokratisierung der betrieblichen Sozialpolitik? Das Volkswagenwerk in 
Wolfsburg und Automobiles Peugeot in Sochaux 1944–1980. (Wirtschafts- und Sozialge-
schichte des modernen Europa, Bd. 2). Baden-Baden 2013.
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von den 1950er Jahren bis in die 1980er Jahre gegenüber.4 Stephanie Hagemann-
Wilholt widmet sich an der Universität Bielefeld der Analyse von Sozialbilanzen 
deutscher Unternehmen im Spannungsfeld wissenschaftlicher, politischer und un-
ternehmerischer Interessen in den 1970er Jahren.5 Diese Fallbeispiele können 
ebenso wie die vorliegende Untersuchung dazu dienen, nicht nur die Geschichte der 
genannten Unternehmen aufzuarbeiten, sondern auch, um generalisierende Aussa-
gen über Indikatoren von Wandlungsprozessen und Auswirkungen betrieblicher 
Sozialpolitik vor dem Hintergrund sich verändernder politischer, wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen nach dem Zweiten Weltkrieg zu treffen 
und damit zur Schließung eines Forschungsdesiderats beizutragen. 

Die vorliegende Arbeit stellt die betriebliche Sozialpolitik des im Jahr 1847 
gegründeten, bis in die Gegenwart global agierenden Elektro- und Elektronikkon-
zerns Siemens im Zeitraum von 1945 bis 1989 in den Vordergrund der Analyse. Das 
Unternehmen verfügt über eine lange sozialpolitische Tradition. Der Unterneh-
mensgründer Werner von Siemens gilt neben Unternehmerpersönlichkeiten wie 
Alfred Krupp in Essen oder Ernst Abbé, als Teilhaber der Firma Carl Zeiss in Jena, 
als Pionier betrieblicher Sozialpolitik,6 auch wenn er seinem Selbstverständnis 
nach	in	erster	Linie	Naturwissenschaftler	und	Erfinder	war	und	sich	mit	dem	The-
menkomplex der betrieblichen Sozialpolitik als eigenständigem Handlungsfeld der 
Unternehmenspolitik nur am Rande beschäftigt hat.7 Die Einrichtung der 
Siemens’schen Pensions-, Witwen- und Waisenkasse im Jahr 1872 – mehr als ein 
Jahrzehnt vor der Gründung der gesetzlich geregelten Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung – wirkte nicht nur vorbildhaft für entsprechende Maßnahmen vieler 
anderer Unternehmen, sondern war auch wegweisend für die staatliche Sozialge-
setzgebung. Fortschrittliche betriebliche Sozialpolitik und das Bekenntnis zur sozi-
alpolitischen Verantwortung waren auch unter den Nachfolgern des Firmengrün-
ders als wesentliche Bestandteile der Unternehmenskultur nicht nur charakteris-
tisch für das unternehmerische Selbstverständnis, sondern prägten auch die Außen-
wahrnehmung von Siemens.8 Das Unternehmen galt traditionell als Vorreiter be-

4  Gerlach, Rüdiger: Betriebliche Sozialpolitik im historischen Systemvergleich. Das Volkswa-
genwerk und der VEB Sachsenring von den 1950er bis in die 1980er Jahre. Erscheint voraus-
sichtlich 2013. 

5  Die Arbeit von Stephanie Hagemann-Wilholt mit dem Arbeitstitel: „Gläserne Sozialpolitik? 
Sozialbilanzen deutscher Unternehmen im Spannungsfeld wissenschaftlicher, politischer und 
unternehmerischer Interessen“ wurde im Jahr 2013 an der Universität Bielefeld eingereicht. 
Der Forschungsbedarf und das zunehmende Interesse an sozialpolitischen Fragestellungen 
spiegeln sich auch in einigen Dissertationsvorhaben zum Thema Armut am Lehrstuhl für Wirt-
schafts-, Sozial- und Umweltgeschichte der Universität Freiburg. 

6  Vgl. Fischer, Wolfram: Die Pionierrolle der betrieblichen Sozialpolitik im 19. und beginnen-
den 20. Jahrhundert, in: Wilhelm Treue / Hans Pohl (Hg.): Betriebliche Sozialpolitik deutscher 
Unternehmen seit dem 19. Jahrhundert (Zeitschrift für Unternehmensgeschichte, Beiheft 12). 
Wiesbaden 1978, S. 45 und 50; Uhle, Carlhans: Betriebliche Sozialleistungen: Entwicklungs-
linien und Ansätze einer Erklärung ihrer Bereitstellung (Märkte, Branchen, Unternehmungen, 
Bd. 7). Köln 1987, S. 36–39. 

7  Vgl. Burhenne, Karl: Werner Siemens als Sozialpolitiker. München 1932, S. 11. 
8  „Das Haus Siemens hat von jeher mit an der Spitze der Unternehmen gestanden, die die sozi-

ale	Fürsorge	für	Belegschaft	und	Pensionäre	als	besondere	Verpflichtung	ansehen“,	 in:	Der	
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trieblicher Sozialpolitik. Daher erscheint Siemens prädestiniert für eine Untersu-
chung, die die Funktionen, Wandlungsprozesse und Kontinuitäten betrieblicher 
Sozialpolitik vor dem Hintergrund gravierender politischer, wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Veränderungen nach dem Zweiten Weltkrieg in den Blick nimmt. 

Während die Geschichte der betrieblichen Sozialpolitik bei Siemens für den 
Zeitraum von der Unternehmensgründung Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum 
Zweiten Weltkrieg quellenmäßig sehr gut dokumentiert und erforscht ist, existiert 
noch keine umfassende wissenschaftliche Darstellung, die die unternehmensspezi-
fische	Sozialpolitik	für	die	Zeit	nach	1945	aufarbeitet	und	in	den	Zusammenhang	
gesellschafts- und wirtschaftspolitischer Umfeldveränderungen stellt. Dies soll die 
vorliegende Untersuchung leisten. Der zeitliche Schwerpunkt der Arbeit liegt auf 
dem Zeitraum zwischen 1945 und 1989. Die vor dem Zweiten Weltkrieg ausgehend 
von Werner von Siemens und seinen Nachfolgern installierten und tradierten sozi-
alpolitischen Einrichtungen werden als Grundlage für die Entwicklung nach 1945 
überblicksartig skizziert. Das Jahr 1945 steht nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs für eine Zäsur in der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Entwicklung Deutschlands und zugleich für einen alle Bereiche des öffentlichen 
und privaten Lebens umfassenden Neuanfang mit weit reichenden Folgen für die 
Gestaltung der Sozialpolitik.9 Unter grundlegend veränderten Rahmenbedingungen 
begann 1945 auch ein neues Kapitel in der Unternehmensgeschichte. Das Ende des 
Untersuchungszeitraums im Jahr 1989 ist ebenfalls durch eine politische Wende 
gekennzeichnet. Der Fall der Mauer, die Wiedervereinigung Deutschlands und die 
politische Öffnung Osteuropas führten in den 1990er Jahren zu wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Veränderungen mit langfristigen Auswirkungen auf die Ge-
staltung der betrieblichen Sozialpolitik in einer zunehmend globalisierten Arbeits-
welt. Unternehmensintern bedeutete die Umorganisation in 15 Unternehmensberei-
che, die den neuen Herausforderungen der Weltwirtschaft auf den internationalen 
Märkten Rechnung tragen sollte, einen strukturellen Einschnitt. Nicht zuletzt spre-
chen auch forschungspraktische Gründe für die Terminierung des Untersuchungs-
zeitraums auf das Ende der 1980er Jahre. Die Quellenlage wird – je mehr sich die 
Untersuchung der Gegenwart nähert – lückenhafter, da zahlreiche Akten aus jünge-
rer Zeit noch nicht aus dem Geschäftsverkehr zur historischen Erschließung und 
Bewertung an das Unternehmensarchiv übergeben wurden. Der Untersuchungs-

Kurier, Nr. 127, 7. Jg., 4.6.1951, in: SAA 8625 (Pressestimmen zur wirtschafts- und sozial-
politischen Arbeit, 1930–1953); vgl. auch „Die Siemenswerke in Siemensstadt“, Studie des 
Internationalen Arbeitsamts in Genf, 1930, zitiert nach Burhenne, 1932, S. 91: „Der Umstand, 
daß eine große Zahl von Mitgliedern der Betriebsräte ihre ganze Zeit den sozialen Beziehun-
gen widmen, scheint den Arbeitnehmern die Gewähr zu geben, daß ihre Interessen und Wün-
sche zentralisiert, systematisch behandelt und mit den Vertretern der Firmenleitung in vollster 
Anerkennung der Grundsätze und Beachtung von Einzelheiten diskutiert werden können. […] 
Siemensstadt ist zweifelsohne ein bemerkenswertes Beispiel der Aufrechterhaltung unmittel-
barer persönlicher Beziehungen zwischen der Leitung und den Arbeitnehmern bei einer Firma 
größten Umfangs.“

9	 	Vgl.	Henning,	Friedrich-Wilhelm:	Das	industrialisierte	Deutschland	1914–1992.	8.	Aufl.,	Pa-
derborn 1993, S. 185. 
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bereich	 beschränkt	 sich	 auf	 die	 in	Deutschland	 befindlichen	 Siemens-Unterneh-
men, teilweise unter Einbeziehung ihrer Tochtergesellschaften.

Das Forschungsinteresse richtet sich auf die Entwicklung der freiwilligen 
Leistungen und Instrumente der Siemens’schen Sozialpolitik, die sich im Zeitver-
lauf	in	Abhängigkeit	zahlreicher	Einflussfaktoren	verändert	haben.	Im	Zentrum	der	
Arbeit stehen die historisch gewachsenen sozialpolitischen Kernbereiche: die Inst-
rumente der materiellen Mitarbeiterbeteiligung – dazu gehören im Untersuchungs-
zeitraum die Erfolgsbeteiligung und die Belegschaftsaktien –, die betriebliche Al-
tersversorgung, die Wohnungsbaupolitik, die Maßnahmen zur Gesundheitsförde-
rung und zur allgemeinen sozialen Betreuung sowie die betrieblichen Einrichtun-
gen zur Mitarbeiterinformation und zur Freizeitgestaltung. Damit richtet sich die 
Untersuchung	ausgehend	von	der	Definition	von	Herbert	Hax,	der	ein	„enges“	und	
ein „sehr weites“ Begriffsverständnis von betrieblicher Sozialpolitik unterscheidet, 
auf freiwillige Maßnahmen des Unternehmens im engeren Sinn, die zum Vorteil der 
Beschäftigten, Rentner oder Familienangehörigen zusätzlich zum Arbeitsentgelt 
gewährt werden.10 Dabei kann es sich nach Gaugler sowohl um Geld- oder Sach-
leistungen als auch um Dienstleistungen oder Nutzungsmöglichkeiten handeln.11 
Nicht in die Untersuchung einbezogen werden die einem weiter gefassten Begriffs-
verständnis entsprechenden Maßnahmen zur Arbeitsmarkt-, Betriebsverfassungs- 
und Lohnpolitik sowie zum Arbeitsschutz, da diese durch gesetzliche Regelungen 
oder	tarifliche	Vereinbarungen	eng	determiniert	sind.12 Ausgeklammert wird auch 
der sozialpolitische Komplex der betrieblichen Aus- und Weiterbildung, der den 
Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen würde. 

Untersuchungsleitend ist die von Roland Reichwein formulierte These von der 
Ökonomisierung bzw. Monetisierung der betrieblichen Sozialpolitik nach 1945, die 
in einer Zunahme aller monetären Leistungen gegenüber einem Bedeutungsrück-
gang sozial bedingter Versorgungsleistungen zum Ausdruck kommt.13 Reichwein 
begründet diesen Funktionswandel mit der politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Entwicklung Deutschlands in den 1950er und 1960er Jahren, die durch 
den Ausbau der staatlichen Sozialpolitik, die prosperierende Wirtschaft, die damit 
verbundene allgemeine Erhöhung des Lebensstandards und die schließlich erreichte 
Vollbeschäftigung charakterisiert ist. „Monetisierung“ oder der dafür in dieser Un-
tersuchung verwendete synonyme Begriff „Monetarisierung“ meint im Zusammen-
hang	mit	 der	 vorliegenden	Arbeit	 die	Erhöhung	 des	Geldzuflusses	 bzw.	 die	Zu-
nahme	finanzieller	Leistungen.	Die	These	der	Ökonomisierung	bzw.	der	Monetari-
sierung der betrieblichen Sozialpolitik soll am Fallbeispiel Siemens überprüft wer-

10  Vgl. Hax, Herbert: Sozialpolitik II, betriebliche, in: Willi Albers / Karl Erich Born / Ernst 
Dürr / Anton Zottmann (Hg.): Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft, Bd. 7. Stuttgart/
New York/Tübingen/Göttingen/Zürich 1988, S. 77. 

11  Vgl. Gaugler, Eduard: Betriebswirtschaftlich-soziologische Grundprobleme bei der Gewäh-
rung betrieblicher Sozialleistungen, in: Theodor Tomandl (Hg.): Betriebliche Sozialleistungen 
(Wiener Beiträge zum Arbeits- und Sozialrecht, Bd. 2). Wien/Stuttgart 1974, S. 5. 

12  Vgl. Hax, 1988, S. 77. 
13  Vgl. Reichwein, Roland: Funktionswandlungen der betrieblichen Sozialpolitik. Eine soziolo-

gische Analyse der zusätzlichen betrieblichen Sozialleistungen (Dortmunder Schriften zur 
Sozialforschung, Bd. 26). Köln/Opladen 1965, S. 169 f.
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den. Dabei ist auch die Frage zu stellen, inwieweit sich der von Reichwein in den 
1960er Jahren beschriebene Trend der Ökonomisierung der Sozialleistungen auch 
angesichts verlangsamten oder stagnierenden wirtschaftlichen Wachstums und sich 
wandelnder gesellschaftlicher Rahmenbedingungen in den 1970er und 1980er Jah-
ren fortsetzt. 

Darüber hinaus wird das Erkenntnisinteresse durch die Frage bestimmt, inwie-
weit sich der gesellschaftliche Individualisierungsprozess und der Wertewandel, 
der seit den 1960er Jahren Freiheits- und Selbstentfaltungswerte, das Streben nach 
Selbstbestimmung	und	Eigenverantwortung	gegenüber	Pflicht-	und	Akzeptanzwer-
ten in den Vordergrund stellt,14 auf die Veränderungsprozesse der betrieblichen 
Sozialpolitik auswirken. Im Hinblick auf die vorliegende Arbeit ist zu untersuchen, 
inwieweit die Gestaltung der betrieblichen Sozialpolitik als Versorgungspolitik der 
zunehmenden Individualisierung und dem Wandel der Werteorientierungen gerecht 
wird. 

Schließlich geht es um die grundlegenden Fragen nach den Charakteristika, 
den	 spezifischen	Konstanten	 des	 sozialpolitischen	 Systems	 von	 Siemens.	 Dabei	
sind	auch	die	wesentlichen	Einflussfaktoren,	Motive,	Funktionen	und	Ziele	betrieb-
licher	Sozialpolitik	zu	berücksichtigen.	Die	Analyse	der	Einflussfaktoren	betriebli-
cher Sozialpolitik impliziert auch die Frage nach der Rolle der staatlichen Sozial-
politik und dem Wechselverhältnis zwischen betrieblichen und staatlichen Sozial-
maßnahmen. Die staatliche Sozialgesetzgebung wurde nach 1945 erheblich ausge-
weitet. Bis Mitte der 1960er Jahre erreichte der Sozialschutz ein so hohes Niveau 
wie noch nie zuvor.15 Der Ausbau der staatlichen Einrichtungen hatte erhebliche 
Auswirkungen auf die Gestaltung der betrieblichen Sozialmaßnahmen, doch lässt 
sich die These vom „Schattendasein der betrieblichen Sozialpolitik“16 angesichts 
der rechtlichen Normierung zahlreicher Leistungen mit Blick auf Siemens aufrecht-
erhalten? Erfüllt die betriebliche Sozialpolitik nur eine „Lückenbüßerfunktion“17? 
Ist sie tatsächlich immer nur so gut, wie die gesetzliche Sozialpolitik es zulässt?18 

14  Vgl. dazu Rödder, Andreas: Wertewandel und Postmoderne. Gesellschaft und Kultur der Bun-
desrepublik Deutschland 1965–1990. Stuttgart 2004, S. 12. Vgl. auch Schäfers, Bernhard: Ge-
sellschaft der Bundesrepublik Deutschland, in: ders. / Wolfgang Zapf (Hg.): Handwörterbuch 
zur Gesellschaft Deutschlands (Lizenzausgabe für die Bundeszentrale für politische Bildung). 
Bonn 1998, S. 239; vgl. Müller-Schneider, Thomas: Freizeit und Erholung, in: Bernhard Schä-
fers / Wolfgang Zapf (Hg.): Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands (Lizenzausgabe 
der Bundeszentrale für politische Bildung). Bonn 1998, S. 226. Vgl. auch Barz, Heiner / Kam-
pik, Wilhelm / Singer, Thomas / Teuber, Stephan: Neue Werte, neue Wünsche. Future Values. 
Wie sich Konsummotive auf Produktentwicklung und Marketing auswirken. Düsseldorf 2001, 
S. 79. 

15  Vgl. Schmidt, Manfred G.: Sozialpolitik in Deutschland. Historische Entwicklung und inter-
nationaler	Vergleich.	2.	Aufl.,	Opladen	1998,	S.	88.	

16  Vgl. Sesselmeier, Werner: Was ist betriebliche Sozialpolitik? In: Sozialer Fortschritt 2/2003, 
S. 38.

17  Vgl. Schulz, Günther: Betriebliche Sozialpolitik in Deutschland seit 1850, in: Hans Pohl 
(Hg.): Staatliche, städtische, betriebliche und kirchliche Sozialpolitik vom Mittelalter bis zur 
Gegenwart (Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Beiheft 95). Stuttgart 
1991, S. 173. 

18  Vgl. ebd. 
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Diese Fragen müssen sowohl für das in der vorliegenden Studie behandelte Fallbei-
spiel Siemens als auch aufgrund der Kürzungen im sozialen Bereich für die Zukunft 
neu	 gestellt	werden.	Die	 unternehmensspezifischen	Motivationen,	 Zielsetzungen	
und Funktionsveränderungen sollen angesichts der sich wandelnden Rahmenbedin-
gungen für Siemens erörtert werden, um abschließend die charakteristischen Merk-
male des sozialpolitischen Systems des Unternehmens herauszuarbeiten. Die Un-
tersuchung der einzelnen Leistungsbereiche erfolgt nach den für die Analyse be-
trieblicher Sozialpolitik bewährten Kriterien.19 Gefragt wird nach den Rahmenbe-
dingungen und der historischen Entwicklung der Leistungen, nach der Form und 
der	 Häufigkeit	 der	 Leistungsgewährung,	 nach	 Funktionen,	Motiven,	 Zielen	 und	
Zielgruppen der Maßnahmen, nach ihren organisatorischen Strukturen und – soweit 
empirisch nachweisbar – nach der Rezeption und den erzielten Effekten.

2. THEORETISCHER UNTERSUCHUNGSANSATZ 

„Angesichts der Unmöglichkeit, Unternehmensgeschichte repräsentativ zu schrei-
ben, ist der explizite Theoriebezug daher zur Abgrenzung des Gegenstands und zur 
Auswahl der Quellen unerlässlich, soll die ins Auge gefasste Unternehmensge-
schichte mehr sein als das Beanspruchen anekdotischer Evidenz“.20 Dieser von 
Werner Plumpe formulierten Forderung nach theoretisch-methodischer Fundierung 
einer unternehmenshistorischen Studie zur Steigerung ihres Erkenntniswerts soll 
die vorliegende Arbeit genügen. Das Fach Unternehmensgeschichte ist als wissen-
schaftliche Disziplin im Spannungsfeld zwischen Geschichts-, Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften durch eine Vielfalt von theoretischen und methodischen An-
sätzen und Zugangsmöglichkeiten charakterisiert.21 Ralf Ahrens und Friederike 
Sattler verweisen daher auf die besondere Eignung des Arbeitsfelds für die theorie-
geleitete und interdisziplinäre Forschung,22 wobei nach Ahrens „kaum ein Weg an 
einer pragmatischen, am Einzelfall orientierten Kombination von ‚ökonomischen‘ 
und ‚historischen‘ Zugängen zum Unternehmen vorbei[führt]. Einen abstrakt-theo-
retischen Generalschlüssel zur Unternehmensgeschichte“ gebe es allerdings nicht 
– „nur zahlreiche, mehr oder weniger in sich schlüssige Theorieangebote aus den 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, deren Nutzen von der jeweiligen Fragestel-

19  Vgl. zum Beispiel Conrad, Christoph: Erfolgsbeteiligung und Vermögensbildung der Arbeit-
nehmer bei Siemens (1847–1945), in: Zeitschrift für Unternehmensgeschichte, Beiheft 36, hg. 
v. Hans Pohl / Wilhelm Treue. Stuttgart 1986, S. 28; Hilger, Susanne: Sozialpolitik und Orga-
nisation. Formen betrieblicher Sozialpolitik in der rheinisch-westfälischen Eisen- und Stahlin-
dustrie seit der Mitte des 19. Jahrhunderts bis 1933. Stuttgart 1996, S. 27.

20  Vgl. Plumpe, Werner: Unternehmen, in: Gerold Ambrosius / Dietmar Petzina / Werner Plumpe 
(Hg.):	Moderne.	 Eine	Einführung	 für	Historiker	 und	Ökonomen.	 2.	Aufl.,	München	 2006,	
S. 83. 

21  Vgl. dazu auch Erker, Paul: Aufbruch zu neuen Paradigmen. Unternehmensgeschichte zwi-
schen sozialgeschichtlicher und betriebswirtschaftlicher Erweiterung, in: Archiv für Sozial-
geschichte, 37, 1997, S. 322–325. 

22  Vgl. Ahrens, Ralf / Sattler, Friederike: Unternehmensgeschichte, in: http://www.clio-online.
de/default.aspx?tabid=40208219, abgerufen am 09.04.2013. 



232. Theoretischer Untersuchungsansatz 

lung abhängt.“23 Auch Hartmut Berghoff unterstreicht die Relevanz einer theorie-
geleiteten Unternehmensgeschichte, „die gleichwohl anschaulich und quellennah 
bleiben“ sowie „übergeordnete Fragen aufgreifen bzw. entwickeln“24 soll. Entspre-
chende Fragestellungen könnten „der Theorie, aktuellen Diskussionen der Öffent-
lichkeit oder allgemeinen Anliegen der Forschung entstammen“.25 Berghoff plä-
diert wie Ahrens und Sattler für Interdisziplinarität und Offenheit gegenüber theo-
retischen Angeboten und Anregungen auch anderer Fachbereiche und sieht gerade 
darin „den besonderen Reiz der Unternehmensgeschichte“, die sich „durch multi-
dimensionale Ansätze“26 auszeichne. Daher erscheint es legitim, auch sozialwis-
senschaftliche Ansätze und Ergebnisse für die vorliegende Arbeit zu nutzen und 
daraus Erkenntnisgewinne für die unternehmenshistorische Forschung zu ziehen. 
Als theoriegeleitete Untersuchung entspricht die Studie den Ansprüchen einer wis-
senschaftlich-theoretischen und interdisziplinären Auseinandersetzung mit der Un-
ternehmensgeschichte, die anhand übergeordneter Fragestellungen die relevanten 
Quellen zur betrieblichen Sozialpolitik bei Siemens analysiert und interpretiert. 

Die Analyse der sozialpolitischen Wandlungsprozesse bei Siemens im Unter-
suchungszeitraum zwischen 1945 und 1989 soll anhand von zwei theoretischen 
Fragestellungen erfolgen, die auf sozialwissenschaftlichen Thesen basieren: Zum 
einen soll geprüft werden, ob die von Roland Reichwein formulierte These der zu-
nehmenden Monetarisierung der betrieblichen Sozialpolitik nach 1945 geeignet ist, 
auch die Wandlungsprozesse der betrieblichen Sozialpolitik bei Siemens zu erklä-
ren. Zum anderen wird untersucht, inwieweit sich die gesellschaftliche Individuali-
sierung und der Wertewandel seit den 1960er Jahren auf die Gestaltung der betrieb-
lichen Sozialpolitik bei Siemens auswirken. Den Ausgangspunkt dafür bildet die 
Individualisierungsthese	von	Ulrich	Beck,	der	als	einer	der	profiliertesten	deutschen	
Soziologen der Gegenwart zentrale Aspekte des Wertewandels und ihre Bedeutung 
für das Individuum in modernen Gesellschaften aufzeigte. 

„Betriebliche Sozialleistungen umfassen alle über das direkte monatliche Ge-
halt (bzw. Lohn) hinausgehenden zusätzlichen Leistungen, unabhängig davon, ob 
sie als Geld- oder Sachleistungen erbracht werden“.27	Über	diese	allgemeine	Defi-
nition	hinaus	liegen	in	der	Fachliteratur	zahlreiche	weitere	Definitionsansätze	so-
wie verschiedene Systematisierungen betrieblicher Sozialleistungen vor; ein wesent-

23  Vgl. Ahrens, Ralf: Unternehmensgeschichte, Version: 1.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 
1.11.2010, URL: http://docupedia.de/zg/Unternehmensgeschichte, abgerufen am 09.04.2013.

24  Vgl. dazu Berghoff, Hartmut: Moderne Unternehmensgeschichte. Paderborn 2004, S. 8. 
Schließlich geht es nach Pierenkemper darum, „sinnvolle und erkenntnisleitende Forschungs-
probleme zu formulieren, ehe man sich den Quellen und der […] Archivarbeit zuwendet. 
Diese bildet […] den Kern unternehmenshistorischen Forschens, denn es gilt die Geschichte 
eines Unternehmens aus den Quellen zu erarbeiten.“ Vgl. Pierenkemper, Toni: Was kann eine 
moderne Unternehmensgeschichte leisten? Und was sollte sie tunlichst vermeiden? In: ders. 
(Hg.): Unternehmensgeschichte. Stuttgart 2011, S. 222. Vgl. auch ders.: Unternehmensge-
schichte – Perspektiven und Analyseansätze, in: ders. (Hg.): Unternehmensgeschichte. Stutt-
gart 2011, S. 50 f. 

25  Vgl. Berghoff, 2004, S. 8. 
26  Vgl. ebd. 
27	 	Vgl.	Jung,	Hans:	Personalwirtschaft,	3.	Aufl.,	München/Wien	1999,	S.	554.	
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liches Differenzierungsmerkmal ist die Unterscheidung in monetäre und nicht-mo-
netäre Leistungen.28 Die Forschung zeigt, dass in Abhängigkeit von den wirtschaft-
lichen, politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen die genannten As-
pekte unterschiedlich ausgeprägt sein können.29 Der Sozialwissenschaftler Roland 
Reichwein untersuchte schon früh diesen Sachverhalt anhand der Wandlungspro-
zesse der betrieblichen Sozialpolitik in den 1950er und 1960er Jahren und legte 
1965 seine Arbeit über die „Funktionswandlungen der betrieblichen Sozialpolitik“ 
vor. Er konstatierte eine zunehmende Ökonomisierung bzw. Monetisierung der 
betrieblichen Sozialpolitik von Unternehmen, die in einer sprunghaften Zunahme 
aller	 monetären	 Sozialleistungen,	 wie	 Gratifikationen	 oder	 Barleistungen,	 ihren	
Ausdruck fand.30 Dazu zählt er Geldleistungen der Betriebe wie zum Beispiel das 
Weihnachts- und Urlaubsgeld, die Jahresabschlussprämien oder alle Formen der 
Ergebnisbeteiligung. Demgegenüber seien die sozial- und gesellschaftsbedingten 
Fürsorge- und Vorsorgeleistungen, wie zum Beispiel Belegschaftseinrichtungen zur 
sozialen Sicherung, zurückgegangen.31 Diese zunehmende Kompensation der sozi-
alen durch ökonomische Funktionen bewertet Reichwein als „Funktionsverlust“.32 
Inwieweit es sich im Gesamtkonzept der betrieblichen Sozialpolitik tatsächlich um 
einen Verlust handelt und ob nicht vielmehr von einer Weiterentwicklung oder Neu-
ausrichtung betrieblicher Sozialleistungen gesprochen werden kann, soll in der vor-
liegenden Arbeit überprüft werden. 

Reichwein führt den Funktionswandel bzw. die „Ökonomisierung der betrieb-
lichen Sozialpolitik“33 auf drei Ursachen zurück, die auf der politischen, wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Entwicklung Deutschlands in den 1950er und 1960er 
Jahren basieren: „1. die allgemeine Erhöhung des Lebensstandards der Arbeitneh-
mer, 2. der weitere Ausbau der staatlichen Sozialpolitik und 3. die anhaltende Voll-
beschäftigung der Volkswirtschaft.“34 Der abnehmenden Bedeutung sozialer und 
gesellschaftsbezogener Funktionen betrieblicher Sozialpolitik, wie zum Beispiel 
der „Fürsorgefunktion“ oder der „Disziplinierungsfunktion“, die das Unternehmen 
als soziale Organisation mitgetragen haben, stünde eine Zunahme ihrer ökonomi-
schen Funktionen gegenüber.35 Diese sicherten den Bestand und die Leistungs-

28	 	Zu	weiteren	Definitionsansätzen	des	Begriffs	„Betriebliche	Sozialpolitik“	ausführlich	Kapitel	
II. 1. Zur Systematisierung betrieblicher Sozialleistungen vgl. auch Elšik, Wolfgang / Nachba-
gauer, Andreas: Materielle Anreize, in: Helmut Kasper / Wolfgang Mayrhofer (Hg.): Personal-
management – Führung – Organisation. Wien 2009, S. 527; Hack, Andreas: Monetäre Anreiz-
gestaltung in Gründungsunternehmen. Wiesbaden 2011, S. 11; Doyé, Thomas: Analyse und 
Bewertung von betrieblichen Zusatzleistungen. München 2000, S. 21 f. 

29  Vgl. Elšik/Nachbagauer, 2009, S. 527; Mengel, Anja: Erfolgs- und leistungsorientierte Vergü-
tung.	5.	Aufl.,	Berlin	2008,	S.	21;	Oechsler,	Walter	A./Kastura,	Birgit:	Betriebliche	Sozialleis-
tungen – Entwicklungen und Perspektiven, in: Wolfgang Weber (Hg.): Entgeltsysteme. Lohn, 
Mitarbeiterbeteiligung und Zusatzleistungen. Festschrift zum 65. Geburtstag von Eduard 
Gaugler. Stuttgart 1993, S. 343 f.

30  Vgl. Reichwein, 1965, S. 169 f. 
31  Vgl. ebd. 
32  Vgl. ebd., S. 167.
33  Vgl. ebd., S. 168. 
34  Vgl. ebd., S. 170.
35  Vgl. ebd., S. 167.
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fähigkeit des Unternehmens als „Arbeits- und Produktionsstätte“ sowie als 
„marktabhängige Wirtschaftseinheit“.36 Als ökonomische Funktionen führt Reich-
wein die „Leistungssteigerungs- bzw. die Belohnungsfunktion“ sowie die „Bin-
dungs- und die Werbungsfunktion“ an, die sich auf regelmäßige Geldleistungen 
stützten.37 Angesichts der konjunkturellen Entwicklung und des zunehmenden 
Wettbewerbsdrucks der Unternehmen seit Ende der 1950er Jahre hätten die mone-
tären Komponenten der betrieblichen Sozialpolitik damit gegenüber den sozialen 
Funktionen an Gewicht gewonnen sowie „eine betriebliche Sozialpolitik sozial-
fürsorgerischen	und	karitativen	Charakters	immer	überflüssiger“38 gemacht. 

Die Monetarisierungsthese von Reichwein, die einen Bezugspunkt für die vor-
liegende Untersuchung der Wandlungsprozesse der betrieblichen Sozialpolitik von 
Siemens im Untersuchungszeitraum bildet, ist eine besonders pointierte und rich-
tungsweisende	These,	die	aus	einer	Zeit	 resultiert,	 als	 sich	 signifikante	Verände-
rungsprozesse bei der Gestaltung der betrieblichen Sozialpolitik und der sie deter-
minierenden Rahmenbedingungen vollzogen und die Trends zukünftiger Entwick-
lungen betrieblicher Sozialpolitik in der jungen BRD absehbar erschienen. Die 
spätere Forschungsliteratur adaptierte Reichweins These vom Funktionswandel 
betrieblicher Sozialpolitik. So konstatierten Oechsler und Kastura eine stärkere 
Nutzung freiwilliger betrieblicher Sozialleistungen „im Sinne ökonomischer 
Interessen“39 angesichts veränderter äußerer Rahmenbedingungen. 

Die Diskussion über die Bedeutung monetärer und nicht-monetärer Zusatz-
leistungen als wichtige Faktoren für den Unternehmenserfolg wird bis heute ge-
führt.40 Auch in der Personalpolitik, deren Ziele seit den 1950er Jahren immer en-
ger mit den Zielen der betrieblichen Sozialpolitik verbunden sind,41 wird über die 
wachsende Bedeutung und Ausgestaltung monetärer Anreizsysteme sowie die Fle-
xibilisierung und Individualisierung von Entgeltbestandteilen intensiv diskutiert.42 
Der	hohe	Stellenwert	flexibler	Zusatzleistungen	im	Rahmen	leistungs-	und	erfolgs-
orientierter Vergütung ist unumstritten.43	Monetäre	Leistungen	in	Form	von	fixen	
oder variablen Lohnbestandteilen, Erfolgs- und Kapitalbeteiligungen oder sonsti-
gen betrieblichen Leistungen haben im Zusammenhang mit der Honorierung der 
Arbeitsleistung zu allen Zeiten eine herausragende Bedeutung: Sie tragen zur Exis-
tenzsicherung und zur Aufrechterhaltung des Lebensstandards sowie zur Bedürf-

36  Vgl. ebd. 
37  Vgl. ebd., S. 166 f.
38  Vgl. ebd., S. 170. 
39  Vgl. Oechsler/Kastura, 1993, S. 342 f. 
40  Vgl. z. B. Albach, Horst: Monetäre und nicht-monetäre Anreize, in: Zeitschrift für Betriebs-

wirtschaft, 59. Jg., 1989, H. 8, S. 929; Hack, 2011, S. 11. 
41  Vgl. Oechsler/Kastura, 1993, S. 354.
42  Vgl. dazu Wagner, Dieter / Grawert, Achim / Doyé, Thomas / Langmeyer, Heiner / Legel, 

Alexander: Flexibilisierung und Individualisierung von Entgeltbestandteilen, in: Ernst Zan-
der / Dieter Wagner (Hg.): Handbuch des Entgeltmanagements. München 2005, S. 153–180. 

43  Vgl. Bellmann, Lutz / Frick, Bernd: Umfang, Bestimmungsgründe und wirtschaftliche Folgen 
betrieblicher Zusatz- und Sozialleistungen, in: Bernd Frick / Renate Neubäumer / Werner Ses-
selmeier (Hg.): Die Anreizwirkungen betrieblicher Zusatzleistungen. München/Mering 1999, 
S. 95. 
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nisbefriedigung bei.44 Die Gestaltung entsprechender Anreizsysteme in der betrieb-
lichen Sozial- und Personalpolitik erfolgte im Zeitverlauf vor dem Hintergrund sich 
verändernder wirtschaftlicher, politischer und gesellschaftlicher Entwicklungen.45 
Ihre Bedeutung und Anreizfunktionen sind, wie von Reichwein aufgezeigt, insbe-
sondere nach dem Zweiten Weltkrieg aufgrund der Arbeitsmarktlage und des Fach-
kräftemangels in Zeiten der prosperierenden Wirtschaft und der Vollbeschäftigung 
gestiegen.46 

Die Aktualität dieser Thematik erschließt sich aus der vor allem seit den 1990er 
Jahren zunehmenden Relevanz erfolgs- und leistungsorientierter Anreiz- und Ent-
geltsysteme, die die Bedeutung monetärer Komponenten bei modernen Vergütungs-
systemen angesichts eines sich wandelnden Wettbewerbsumfelds unterstreicht.47 
Erfolgsabhängige Entlohnung und Mitarbeiterkapitalbeteiligungssysteme gehören 
heute zum Führungsinstrumentarium neuer Vergütungskonzepte, die darauf ausge-
richtet sind, unternehmerisches Denken und Handeln zu fördern, die Motivation 
und	die	Identifikation	mit	dem	Unternehmen	zu	stärken	und	damit	den	Unterneh-
menserfolg zu erhöhen.48 Antje Kurdelbusch analysierte in ihrer 2002 erschienenen 
sozialwissenschaftlichen Dissertation mit dem Aufwärtstrend variabler Vergü-
tungssysteme in deutschen Großunternehmen seit der Mitte der 1990er Jahre einen 
Aspekt der Monetarisierung, die durch eine „Individualisierung und Vermarkt-
lichung	der	Lohnfindungssysteme“49 charakterisiert ist. Dabei geht es nicht nur um 
eine quantitative Ausdehnung, sondern auch um qualitative Veränderungen durch 
den Ausbau von Lohnanreizen und Flexibilisierungen.50 Als ursächlich für diese 

44	 	Wunderer,	Rolf:	Führung	und	Zusammenarbeit.	9.	Aufl.,	Köln	2011,	S.	194.
45  Verschiedene Formen von Mitarbeiterbeteiligungen wie Erfolgs-, Vermögens- und Kapitalbe-

teiligungen, zum Beispiel in Form von Belegschaftsaktien, haben eine lange Tradition und 
wurden schon lange vor dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland vielfach praktiziert. Darüber 
hinaus konnten zahlreiche über das reguläre Entgelt hinausgehende monetäre Maßnahmen wie 
Gratifikationen	zu	bestimmten	Anlässen,	Prämien	oder	zusätzliche	Sonderleistungen	zur	Er-
höhung der Mitarbeiter- und Leistungsmotivation etabliert werden, die sich im Laufe der Zeit 
teilweise auch zu festen Einkommensbestandteilen entwickelt haben. Vgl. dazu Kap. IV. 1. 
Vgl. auch Schanz, Günter: Entwicklungsstadien und Perspektiven der Mitarbeiterbeteiligung, 
in: Wolfgang Weber (Hg.): Entgeltsysteme. Lohn, Mitarbeiterbeteiligung und Zusatzleistun-
gen. Festschrift zum 65. Geburtstag von Eduard Gaugler. Stuttgart 1993, S. 271–283. 

46  Vgl. Reichwein, 1965, S. 170; vgl. auch Oechsler/Kastura, 1993, S. 344; Mengel, 2008, S. 21.
47  Vgl. Elšik/Nachbagauer, 2009, S. 537; vgl. auch Seifert, Theresia: Gestaltungsmöglichkeiten 

eines Anreizsystems für Führungskräfte. Aachen 2001, S. 1. Zur Aktualität des Themas vgl. 
auch Graf, Annika: Boni fürs Volk. Erfolgsbeteiligungen in der Industrie, in: http://www.spie-
gel.de/karriere/berufsleben/erfolgbeteiligungen-in-der-autobranche-boni-fuers-volk-892349.
html, abgerufen am 04.04.2013.

48  Vgl. Kurdelbusch, Antje: Variable Vergütung in deutschen Großunternehmen: Entgeltsysteme 
zwischen Flexibilisierung und Flächentarifvertrag. Bochum 2003, S. 19, 211 (Online-Publika-
tion); Seifert, 2001, S. 1; Wunderer, 2011, S. 406. 

49  Vgl. Kurdelbusch, 2003, S. 114, 215: Die variablen Vergütungsformen sind in hohem Maße 
abhängig	von	Markteinflüssen	und	implizieren	ein	erhöhtes	Einkommensrisiko.

50  Hermann Moderegger hatte bereits 1995 eine Flexibilisierung von Personal-Zusatzleistungen 
konstatiert, die zunehmend an den Unternehmenserfolg und die individuelle Leistung der Mit-
arbeiter gekoppelt würden. Vgl. Moderegger, Hermann A.: Betriebliche Sozialleistungen. 
Vom Fürsorge- zum Leistungsprinzip? In: Personal, 1995, H. 4, S. 187. 
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Entwicklung	identifiziert	Kurdelbusch	exogene	Faktoren	wie	die	Internationalisie-
rung und den zunehmenden Wettbewerbsdruck auf den Produkt- und Kapitalmärk-
ten, die staatliche Unterstützung von Gewinn- und Kapitalbeteiligungen sowie die 
Öffnung der Gewerkschaften und Betriebsräte gegenüber der variablen Vergütung. 
Wie bei Reichwein zeigt auch diese Analyse die Relevanz monetärer Anreize in 
Zeiten sich verändernder wirtschaftlicher Rahmenbedingungen. 

Das monetäre Anreizinstrumentarium ist groß und kann zielgruppengerecht 
eingesetzt werden. Während sich – wie zum Beispiel bei Siemens – Erfolgsbeteili-
gungen oder Belegschaftsaktienangebote an alle Beschäftigten richten, gibt es dar-
über hinaus viele spezielle variable Vergütungsprogramme für Führungskräfte. Seit 
Ende der 1990er Jahre gehören aktienbasierte Entgeltsysteme bei zahlreichen bör-
sennotierten Kapitalgesellschaften in Deutschland zu den festen Bestandteilen der 
Entgeltgestaltung für Führungskräfte.51 Optionsprogramme, Aktienpläne, virtuelle 
Aktien oder Stock Option-Modelle sind aufgrund ihrer hohen Ertragsmöglichkeiten 
zwar attraktiv, allerdings stehen diese Formen der Kapitalbeteiligungen in Zeiten 
schwankender Aktienmärkte auf dem Prüfstand.52 Weitere vor allem für Führungs-
kräfte interessante monetäre Leistungen sind zielvereinbarungsgestützte Boni oder 
Deferred Compensation Systems.53 Diese variablen Entgeltinstrumente spielen 
nicht nur als monetäre Einzelmaßnahmen, sondern auch bei sogenannten Cafeteria-
Modellen als wählbare Optionen eine große Rolle. Cafeteria-Ansätze sind vor al-
lem in den USA verbreitete Gestaltungsformen betrieblicher Sozialpolitik; sie sind 
auf die Flexibilisierung und Individualisierung der einzelnen Sozialleistungen aus-
gerichtet und sollen jedem Mitarbeiter die Möglichkeit geben, aus einem vorgege-
benen Budget und Angebot seinen individuellen Bedürfnissen entsprechend auszu-
wählen.54 

Die Monetarisierung der betrieblichen Sozialpolitik und der allgemeine öko-
nomische Wandel seit den 1950er Jahren stehen in engem Zusammenhang mit ei-
nem grundlegenden Wandel der Werteorientierungen seit Beginn der 1960er Jah-
re.55 Betriebliche Sozialleistungen beziehen sich immer auf Menschen, deren indi-
viduelle Erwartungen und Bedürfnisse sich mit sich wandelnden gesellschaftlichen 

51  Vgl. dazu Joest, Andreas: Aktienbasierte Entgeltgestaltung. Motivation, Rechnungslegung, 
Unternehmenswert. Hamburg 2010, S. 1, 3; Wunderer, 2011, S. 406–408; Hack, 2011, S. 17.

52  Vgl. Doyé, 2000, S. 313, sowie Wagner/Graewert/Doyé/Langemeyer/Legel, 2005, S. 177.
53  Vgl. dazu Wunderer, 2011, S. 408, und Wagner/Graewert/Doyé/Langemeyer/Legel, 2005, 

S. 166 f. 
54  Der seit den 1960er Jahren in den USA praktizierte Cafeteria-Ansatz ist in Deutschland auf-

grund restriktiver steuerlicher Rahmenbedingungen nicht so weit verbreitet wie in den USA. 
Der Vorteil dieses Sozialleistungssystems wird darin gesehen, dass freiwillige Leistungen 
nicht automatisch gewährt, sondern durch die gezielte individuelle Auswahl bewusster wahr-
genommen werden und eine höhere Wirkung entfalten können. Vgl. dazu Elšik/Nachbagauer, 
2009, S. 528–530; vgl. auch Wagner, Dieter: Cafeteria-Systeme – Grundsätzliche Gestaltungs-
möglichkeiten, in: Cafeteria-Systeme, in: Ernst Zander / Dieter Wagner (Hg.): Handbuch des 
Entgeltmanagements. München 2005, S. 139–152; vgl. auch Enthammer, Markus: Entwick-
lung eines Instruments zur Messung des Nutzens betrieblicher Zusatzleistungen aus der Sicht 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Diss. Wien 2012, S. 11 f. (Online-Publikation); vgl. 
dazu auch Kap. II. 3.2. 

55	 	Vgl.	dazu	auch	Jung,	Hans:	Personalwirtschaft,	7.	Aufl.,	München/Wien	2006,	S.	836.	
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und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ebenfalls verändern. Daher ist die Frage 
zu stellen, inwieweit sich diese gesellschaftlichen Veränderungen ebenfalls in der 
Gestaltung der betrieblichen Sozialpolitik widerspiegeln.56 Neben der Monetarisie-
rung steht demnach die Frage nach den Auswirkungen des gesellschaftlichen Indi-
vidualisierungsprozesses und des Wertewandels seit den 1960er Jahren auf die Ge-
staltung und die Funktionen der betrieblichen Sozialpolitik im Mittelpunkt des Er-
kenntnisinteresses der vorliegenden Untersuchung. Bezugspunkt für diese Frage-
stellung ist die von Ulrich Beck 1983 formulierte Individualisierungsthese57 als 
eine zentrale These zur Erklärung gesellschaftlicher Wandlungsprozesse in den 
letzten Jahrzehnten, die den Ausgangspunkt einer bis in die Gegenwart geführten 
wissenschaftlichen Debatte bildet.58 In enger inhaltlicher Verbindung mit der Indi-
vidualisierung stehen die Thesen zum Wertewandel von Robert Inglehart und Hel-
mut Klages.59 

Individualisierung, nach Beck verstanden als eine „Herauslösung aus histo-
risch vorgegebenen Sozialformen und -bindungen im Sinne traditionaler Herr-
schafts- und Versorgungszusammenhänge (‚Freisetzungsdimension‘), Verlust von 
traditionalen Sicherheiten im Hinblick auf Handlungswissen, Glauben und leitende 
Normen (‚Entzauberungsdimension‘) und […] eine neue Art der sozialen Einbin-
dung (‚Kontroll- bzw. Reintegrationsdimension‘)“,60 ist kein Phänomen des 20. 
Jahrhunderts, determiniert aber in besonderem Maß das Verhältnis zwischen Indi-
viduum und Gesellschaft vor dem Hintergrund der ökonomischen Wohlstandsstei-
gerung nach dem Zweiten Weltkrieg.61 Die Lösung aus traditionellen sozialen Bin-

56  Nach Oechsler/Kastura erfordert der gesellschaftliche Wertewandel eine Anpassung der 
betrieblichen Sozialleistungen an die veränderten Wertehaltungen der Mitarbeiter; vgl. Oechs-
ler/Kastura, 1993, S. 344, 355. 

57  Vgl. den grundlegenden Aufsatz dazu von Beck, Ulrich: Jenseits von Stand und Klasse? Sozi-
ale Ungleichheiten, gesellschaftliche Individualisierungsprozesse und die Entstehung neuer 
sozialer Formationen und Identitäten. In: Reinhard Kreckel (Hg.): Soziale Ungleichheiten. 
Göttingen 1983, S. 35–74. 

58  Vgl. Schroer, Markus: Individualisierung, in: Nina Baur / Hermann Korte / Martina Löw / 
Markus Schroer (Hg.): Handbuch Soziologie. Wiesbaden 2008, S. 139. Schroer unterscheidet 
drei Argumentationslinien: Klassiker I: Karl Marx, Max Weber, Emile Durkheim, Ferdinand 
Tönnies, Georg Simmel, G. H. Mead; Klassiker II: Kritische Theorie, Talcott Parsons, Norbert 
Elias; aktuelle Theorien: Zygmunt Bauman, Michel Foucault, Niklas Luhmann, Kommunita-
rismus, Ulrich Beck, Anthony Giddens, J. C. Kaufmann; vgl. ebd., S. 141. Vgl. dazu auch 
Gasteiger, Nepomuk: Der Konsument. Verbraucherbilder in Werbung, Konsumkritik und Ver-
braucherschutz 1989–1945. Frankfurt 2010, S. 213 f. Der Begriff „Individualisierung“ wird 
neben der Verwendung in Bezug auf gesellschaftliche Strukturen und Prozesse auch in der 
betriebswirtschaftlichen Literatur, insbesondere in organisatorisch-personalwirtschaftlichen 
Zusammenhängen, genutzt. Vgl. dazu Ruppert, Regina: Individualisierung von Unternehmen. 
Konzeption und Realisierung. Göttingen 1994, S. 15–18. 

59  Vgl. dazu Inglehart, Robert: The Silent Revolution. Changing Values and Political Styles 
Among Western Publics. Princeton 1977; Klages, Helmut: Wertorientierungen im Wandel. 
Rückblick, Gegenwartsanalyse, Prognosen. Frankfurt a. M. 1984. 

60  Vgl. Beck, Ulrich: Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne. Frankfurt a. M. 
1987, S. 206. 

61	 	Ebd.,	S.	205.	Nach	Beck	finden	sich	„individualisierte“	Lebensstile	bereits	in	der	Renaissance,	
in	 der	 höfischen	Kultur	 des	Mittelalters,	 in	 der	Befreiung	 der	Bauern	 aus	 der	 ständischen	
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dungen und normativen Zwängen, die mit einer Zunahme der Wahl- und Entschei-
dungsmöglichkeiten und einer Pluralisierung der Lebensstile verbunden ist, hat seit 
1945 auch zu einem Wandel von Arbeitsbeziehungen und -verhältnissen, zu neuen 
Familien- und Haushaltsstrukturen, veränderten Wohnformen, zunehmenden Bil-
dungsmöglichkeiten und einem Wandel des Freizeitverständnisses und -verhaltens 
geführt.62 

Beck unterstreicht in seiner Individualisierungsthese insbesondere die wach-
senden Möglichkeiten und individualisierten Verhaltensweisen des Menschen.63 
Dem Einzelnen werden erheblich mehr Gestaltungsspielräume zugemessen als in 
der Vergangenheit. So erfordert der Weg von der klassischen Industriegesellschaft 
zur „Risikogesellschaft“64 nach Beck die zunehmende Eigenleistung der Individuen: 
„Individualisierung rückt das Selbstentfaltungspotenzial, das individuelle Tun ins 
Zentrum. Auf eine Formel gebracht: Die Gestaltung der vorgegebenen	 Biografie	
wird zur Aufgabe des Individuums, zum Projekt“.65 Zugleich geht die Individuali-
sierung angesichts der Herauslösung aus traditionellen Versorgungsbezügen mit 
einem zunehmenden Sicherheitsbedürfnis einher, das in der Bundesrepublik 
Deutschland durch ein gut ausgebautes staatliches Sozialleistungssystem aufgefan-
gen wird.66 Beck versteht Individualisierung als einen „in sich ambivalenten und 
widersprüchlichen Prozess“.67 Er impliziert einen permanenten Wechsel von der 
Befreiung des Individuums aus Zwängen und der Chance auf eine selbstbestimmte 
Lebensführung einerseits sowie andererseits die Wiedereinbindung und Herausbil-
dung neuer Zwänge, die an die Stelle der alten treten.68 

Die Individualisierung – im soziologischen und gesellschaftsgeschichtlichen 
Verständnis – geht einher mit einem Wandel in der Werteorientierung, der allge-
mein als eine von mehreren Erklärungen für die gesellschaftlichen Wandlungspro-
zesse seit Mitte der 1960er Jahre angesehen wird.69 Werte werden in der histori-
schen Wertewandelsforschung verstanden „als allgemeine und grundlegende Ori-

Hörigkeit oder im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert in der Lockerung der Familienbindun-
gen; vgl. dazu Beck, 1987, S. 206. 

62  Vgl. ebd., S. 208; vgl. auch Schäfers, 1998, S. 238.
63  Vgl. Hradil, Stefan: Vom Wandel des Wertewandels – Die Individualisierung und eine ihrer 

Gegenbewegungen, in: Wolfgang Glatzer / Roland Habich / Karl Ulrich Mayer (Hg.): Sozialer 
Wandel und gesellschaftliche Dauerbeobachtung. Opladen 2002, S. 33. 

64  Beck, 1987 (Titel: „Risikogesellschaft“). 
65  Vgl. Beck, Ulrich: Das Zeitalter des „eigenen Lebens“. Individualisierung als „paradoxe Sozi-

alstruktur und andere offene Fragen“, in: Politik und Zeitgeschichte, 29, 2001, S. 3. Vgl. auch 
Beck, Ulrich / Beck-Gernsheim, Elisabeth: Individualisierung in modernen Gesellschaften: 
Perspektiven und Kontroversen einer subjektorientierten Soziologie, in: Ulrich Beck (Hg.): 
Riskante Freiheiten. Individualisierung in modernen Gesellschaften, Frankfurt 1994, S. 12 f.

66  Zapf, Wolfgang / Breuer, Sigrid / Hampel, Jürgen / Krause, Peter / Mohr, Hans-Michael / 
Wiegand, Erich: Individualisierung und Sicherheit. Untersuchungen zur Lebensqualität in der 
Bundesrepublik Deutschland. München 1987, S. 138. 

67  Schroer, 2008, S. 140.
68  Vgl. ebd., S. 152. 
69  Vgl. Tagungsbericht HT 2012: „Gab es den Wertewandel?“ Tagung vom 25.09.2012 bis 

28.09.2012 in Mainz, in: H-Soz-u-Kult, 18.10.2012, http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
tagungsberichte/id=4423, abgerufen am 18.10.2012.


